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Zwischenbericht des Projekts JUGEND STÄRKEN: Aktiv in der Region im Ju-
gendhilfeausschuss am 02. Oktober 2013 
 
Projektleitung: Anna Kaczmarek-Kolb  
 
Kontakt:   jugendstaerken@lkgi.de 
 
 
Das Modellprogramm JUGEND STÄRKEN: Aktiv in der Region des Bundesministeri-

ums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend begann 2010 und läuft noch bis De-

zember 2013. 

Innerhalb des Landkreises ist das Projekt dem Fachdienst Familien, Inklusion und 

Demografie, dort der Jugendförderung zugeordnet. 

Im Landkreis Gießen kooperieren wir mit OloV (der hessenweiten Strategie zur "Op-

timierung der lokalen Vermittlungsarbeit im Übergang Schule – Beruf") und dem „Ar-

beitsmarktmonitor“ (unter der Federführung der Agentur für Arbeit).  Der  Steue-

rungskreis unseres Modellprojektes trifft sich halbjährlich und ist besetzt mit regional 

verantwortlichen Akteuren der Bundesinitiative JUGEND STÄRKEN: den Jugendmig-

rationsdiensten (Diakonie und IB), sowie Schulverweigerung die  

2. Chance (Jugendwerkstatt); zudem der Regionalkoordination von OloV (ZAUG). 

Unsere Kernaufgabe liegt in der Erfassung von Angeboten und Zielgruppen am 

Übergang von der Schule in den Beruf. Diese Erfassung erfolgt einerseits quantitativ 

in einer Datenbank, die über die Landkreishomepage allen Interessierten zugänglich 

ist, andererseits qualitativ, in dem wir Gespräche mit Expertinnen und Experten1 in 

den Städten und Gemeinden des Landkreises führen. Als Experten fungierten all die-

jenigen in den Kommunen, die hauptsächlich mit Jugendlichen vor Ort zusammen 

sind: Kommunale Jugendpflegen, Sozialarbeiter an Schulen, Ausbildungskoordinato-

ren, Mitarbeiter der kirchlichen Träger u.Ä.  

 

 

                                                           
1Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzich-
tet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für beiderlei Geschlecht. 
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Die Analyse der Teilräume ist bereits abgeschlossen.  

In allen Teilräumen wird vor allem von Experten eine fehlende Ausbildungsreife,  Un-

selbstständigkeit und Orientierungslosigkeit der Schüler beklagt. Dazu komme die 

Demotivation  und Frustration der Schüler und ihre Inflexibilität bezüglich des  Be-

rufswahlspektrums. Zudem seien der Alkoholkonsum und die Schuldenproblematik 

sehr groß. Im Bereich des Übergangs von der Schule in den Beruf gäbe es kaum  

Vernetzung der Akteure, und die wahrgenommene Elternverantwortung sei schwin-

dend gering. Durch viele zeitlich begrenzte Projekte mangele es auch an Nachhaltig-

keit.  

Im Teilraum Ost (Laubach, Hungen, Lich, Grünberg) wurden dazu die Probleme der 

Jugendlichen mit Mobilität genannt. Viele Angebote des Landkreises sind für die Ju-

gendlichen dort kaum zu erreichen.  

Im Teilraum West (Heuchelheim, Wettenberg, Biebertal) orientieren sich die Jugend-

lichen stark nach Gießen und werden von den regionalen Angeboten kaum erreicht. 

Eine Ausnahme bilden dort die Vereine: die meisten sind in Vereinen (Sport) aktiv. 

Zudem gibt es Probleme mit Drogenkonsum und Leistungsdruck. Viele Experten be-

nennen, dass Schüler und Eltern Vorurteile gegenüber der Gesamtschule in Wetten-

berg haben, weshalb sie meistens Schulen in Gießen bevorzugen und somit kaum in 

ihren Kommunen seien. 

Im Norden (Allendorf/Lumda, Lollar, Buseck, Reiskirchen, Rabenau, Staufenberg) 

wird vor allem von Experten beklagt, dass durch die sozialen Online-Netzwerke -  

immer weniger Jugendliche erreichbar seien. Zudem gibt es dort ein wachsendes 

Problem mit Rechtsextremismus.  

Im Teilraum Süd (Fernwald, Langgöns, Linden, Pohlheim) werden Medienabhängig-

keit und Mobbing in den sozialen Netzwerken sehr thematisiert. Die Experten sehen 

sowohl den Schwund der sozialen Kompetenzen als sehr problematisch, sowie im-

mer weniger Rückhalt durch die Familie. Die Tendenz dass Jugendliche mit Migrati-

onshintergrund eher unter sich bleiben (Beispiel Pohlheim) ist immer noch sehr hoch.  
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Bei der Ermittlung der Angebote und Bedarfe ist als erstes klar geworden, dass die 

Zahlen der Jugendarbeitslosigkeit nicht hinreichend den Bestand widerspiegeln. So 

verlassen viele junge Menschen die Schule ohne anschließende Perspektive, sind  

aber erst dann in der Jugendarbeitslosigkeitsstatistik, wenn sie sich bei der Agentur 

für Arbeit arbeitsuchend melden. Deshalb haben wir im Rahmen des Projekts JU-

GEND STÄRKEN: Aktiv in der Region die Zahlen der Schülerströme aus der  

Lehrer und Schüler Datenbank (LUSD) des hessischen Kultusministeriums (HKM) 

analysiert. Dabei fällt auf, dass die Zahl der Schüler, die die Schule im 10. Schuljahr 

verlassen und anschließend keine weitere Schule besuchen, relativ hoch ist. Das 

Land Hessen hat keine Berufsschulpflicht2, somit werden die Schüler ohne geklärte 

Anschlussperspektive aus den Schulen entlassen. 

Wir haben modellhaft an der Gesamtschule in Hungen nachgeforscht, um wie viele 

Jugendliche es sich handeln könnte. Die Analyse der LUSD zum 1. November 2011 

hat gezeigt, dass in der Stufe 10 der Integrierten Gesamtschule Hungen 193 Schüler 

die Schule verlassen haben, aber nur 147 wieder in die LUSD eingegeben wurden. 

Es ergibt sich also eine Differenz von 46 Schülern, deren Verbleib unklar ist. 

Die anschließende Nachforschung ergab folgendes Bild: 

                                                           
2Berufsschulen sind Pflichtschulen, welche von allen Personen besucht werden, die eine berufliche Erstausbildung im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes durchlaufen. Auch Jugendliche ohne Beschäftigung und solche, die in einem Arbeits- oder Dienstver-
hältnis stehen, sind längstens bis zum Ende des Schulhalbjahres, in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden, zum Besuch der 
Berufsschule berechtigt (§ 62 Abs. 3 HSchG).  
http://www.hessen.de/irj/HKM_Internet?cid=8a8cd4dfdf6a8379f0e55d64a5138ef2 vom 30.11.2011 um 10:20 
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Von den 46 Schülern konnten 13 unter „erfolgreicher Verbleib“ verortet werden. Die-

se besuchen entweder eine weiterführende Schule, befinden sich in einer Ausbil-

dung, haben einen Job mit Aussicht auf einen Ausbildungsplatz, oder sind perspekti-

visch bei der Bundeswehr.  In Maßnahmen wie der Berufsvorbereitenden Bildungs-

maßnahme (BVB) oder der Einstiegsqualifizierung (EQ) befinden sich 5 Schüler. 13 

Jugendliche sind „untätig“, d.h. in der Justizvollzugsanstalt, ohne festen Wohnsitz, 

oder haben keinen Termin beim Berufsberater wahrgenommen und zählen somit zu 

den „verlorenen“. In einem Nebenjob, in der Abendschule oder in einem freiwilligen 

sozialen Jahr befinden sich 8 Jugendliche. Über 7 ist uns trotz mehrfacher Kontakt-

suche nichts bekannt.  

Auf Basis der vorliegenden Daten kann man von rund 6,5% ausgehen, die die Schu-

le verlassen, ohne anschließende Perspektive. Hochgerechnet auf den Gesamtland-

kreis sprechen wir von ca. 200 Schülern jährlich. 

Anschließend haben wir alle Schüler des Abschlussjahrgangs zum Stand ihrer Be-

rufsorientierung und ihrer beruflichen Zukunft befragt. An der Befragung haben 224 

Jugendliche der 9. und 10. Klassen teilgenommen. Durchgeführt wurde diese im 

Frühjahr 2011. Davon waren 118 weiblich und 103 männlich.  
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Etwa 20% der Befragten haben einen Migrationshintergrund. Die Erfassung Migrati-

onshintergrund erfolgt in Orientierung an die Definition des  statistischen Bundes-

amts3. 

Die Analyse zum Verbleib der Jugendlichen ergab folgendes Bild: 

 

Zusammenfassung des Verbleibs der Jugendlichen 

224  Jugendliche, die den Fragebogen abgegeben haben  

106  Erfolgreicher Verbleib: Schule, Ausbildung 

49  Wissen noch nicht, was sie nach der Schule machen möchten: 
Hierunter können auch Jugendliche sein, für die sich die Frage 
noch nicht stellt  

13  Sonstiges: Jobben, FSJ  

56  Keine Angabe  

Es konnten 6 „unsichere“ Jugendliche identifiziert werden , die noch mal 
kontaktiert werden möchten, nicht weiter zur Schule gehen und keinen An-
schlussvertrag bzw. Platz haben  

Abb.1 : Präsentation Netzwerktreffen Hungen 2012: Brandt/Zakikhany 

 

 

                                                           
3Zu den Personen mit Migrationshintergrund gehört die nach 1959 zugewanderte ausländische Bevölkerung – unabhängig 
davon, ob sie im Inland oder im Ausland geboren wurde – sowie alle nach 1950 Zugewanderten unabhängig von ihrer Natio-
nalität. Daneben zählen zu den Personen mit Migrationshintergrund auch die in Deutschland geborenen eingebürgerten Aus-
länder sowie eine Reihe von in Deutschland Geborenen mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei denen sich der Migrationshin-
tergrund aus dem Migrationsstatus der Eltern ableitet. Zu den letzteren gehören die deutschen Kinder (Nachkommen der 
ersten Generation) von Spätaussiedlern und Eingebürgerten und zwar auch dann, wenn nur einElternteil diese Bedingungen 
erfüllt, während der andere keinen Migrationshintergrundaufweist. Außerdem gehören zu dieser Gruppe seit 2000 auch die 
(deutschen) Kinderausländischer Eltern, die die Bedingungen für das Optionsmodell erfüllen, d.h. mit einerdeutschen und 
einer ausländischen Staatsangehörigkeit in Deutschland geboren wurden.(Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, Reihe 2.2. 
Bevölkerung und Erwerbstätigkeit,Bevölkerung mit Migrationshintergrund, Wiesbaden 2008, Anhang 2: Glossar.) 
Als Person mit Migrationshintergrund gilt, wer eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, oder im Ausland geboren wur-
de und nach 1949 zugewandert ist. Oder auch wer in Deutschland geboren ist und eingebürgert wurde, oder ein Elternteil hat, 
das zugewandert ist, eingebürgert wurde oder eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt. 
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Auf einen Anschlussplatz haben sich 70 der 224 Jugendlichen beworben (81 der Be-

fragten werden weiter auf die Schule gehen). Dies bedeutet eine Fortführung der 

schulischen Ausbildung oder die Entscheidung für einen freiwilligen Dienst (z.B. ein 

freiwilliges soziales Jahr). 29 der Befragten haben sich auf  einen Ausbildungsplatz 

beworben, von diesen werden 25 nach Beendigung des Schuljahres eine  Ausbil-

dung anfangen. Von den 224 Befragten konnten 6 Jugendliche identifiziert werden, 

die offen zugaben, dass sie nach der Schule „nichts“ machen werden. 

Das Elternhaus sei, gefolgt von den Freunden, der wichtigste Ansprechpartner hin-

sichtlich der Zukunftsgestaltung und beruflichen Orientierung.  52% der  

Jugendlichen gab an, dass ihre Eltern sie am Übergang von der Schule in den Beruf 

unterstützen. Die Institution Schule als Orientierungshilfe taucht weniger auf.  

Klassenlehrer  werden in 13% zu Rate gezogen und 27% orientieren sich am Freun-

deskreis.   

Das Berufsinformationszentrum (BiZ) und die Agentur für Arbeit sind laut Umfrage 

wichtige und bekannte Institutionen zur Berufsfindung.  32% der Befragten haben 

angegeben das Berufsinformationszentrum und 3 % zusätzlich die Agentur für Arbeit 

besucht zu haben.  

Angebote an der Schule zur Berufsfindung seien nur wenige bekannt und werden 

kaum in Anspruch genommen. Es seien in der Regel Arbeitsgruppen  und freizeitbe-

zogene Angebote, die bekannt sind und mehrheitlich genutzt wurden. 

Die Eltern nehmen laut unseren Gesprächen bezüglich der Berufswahl eine starke 

Orientierungslosigkeit bei ihren Kindern wahr. Auch dominieren vielfältige (soziale) 

Probleme im nahen Umfeld das Leben der Jugendlichen und die Eltern geben an, 

sich von der Institution Schule im Stich gelassen zu fühlen.   

Für die Integration in den Arbeitsmarkt stellen die multiplen Problemlagen, in denen 

viele der Jugendlichen sich befinden, ein ernst zu nehmendes Problem dar. Die Er-

gebnisse aus der Vorabanalyse, der Gesamterhebung und den Telefongesprächen  

machen deutlich, dass sich für die Jugendlichen, die „verloren gehen“ und aus dem 

System fallen, der Weg zurück ins System schwierig gestaltet.  
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Dies könne nach Einschätzung der Experten zum Einen mit der Lust- und Motivati-

onslosigkeit vieler Jugendlichen zusammenhängen. Zum Anderen können multiple 

Problemlagen, Leistungsdruck und eine „generelle Überforderung“ sich mit der beruf-

lichen Zukunft auseinanderzusetzen als Hauptfaktoren identifiziert werden. Es fehle 

ihnen aber auch ein grundsätzliches Wissen über ihre Möglichkeiten, den Wert von 

Schulabschlüssen und das duale Ausbildungssystem, sodass die beschriebene 

„Lustlosigkeit“ auch eine Folge des „Nicht wissen an wen sich wenden“ sein könne.  

Auch die Lehrer an der Gesamtschule Hungen sprechen von einer wahrgenomme-

nen generellen Überforderung bei den Schülern. Zudem  werden stattfindende Unter-

richtsstunden zur Information bezüglich der Berufswahl von den Jugendlichen wenig 

ernst genommen und wieder „vergessen“.  

Aufgrund der Tatsache, dass zwar viele Orientierungsangebote an der Schule  vor-

handen sind, diese aber wenig genutzt werden, wäre es sinnvoll, bestehende Ange-

bote für die Schüler noch präsenter zu machen. Dies  könnte möglicherweise dazu 

beitragen, dass Jugendliche relevante Angebote an Schulen eher wahrnehmen und 

deren Nutzen erkennen. Es sind dringende Verbesserungen in der interinstitutionel-

len Zusammenarbeit und zielgruppenspezifische Hilfsangebote erforderlich. 

Modellhaft haben wir an der Gesamtschule Hungen folgende Schritte unternommen: 

 

Im Rahmen der Netzwerktreffen Hungen wurde die Vernetzung die im Übergangs-

management beteiligten Akteure und Institutionen vorangetrieben. 

Anfang April 2013 fand an der Gesamtschule in Hungen in Kooperation mit den Leh-

rerinnen und Lehrern, sowie der Sozialarbeiterin an der Gesamtschule Hungen, der 

Bundesagentur für Arbeit sowie der Familienpsychosomatik der Kinderklinik des Uni-

versitätsklinikums Gießen-Marburg (UKGM) ein Elternabend statt.  
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Viele Eltern folgten dieser Einladung. In dieser knapp zweistündigen Veranstaltung 

hat das Modelprojekt JUGEND STÄRKEN: Aktiv in der Region ein Konzept für ein 

konzentriertes Bewerbungstraining vorgestellt, welches sowohl eine individuelle 

Stärken und Schwächen Analyse, Strategien zu Stellensuche, wie auch die Erstel-

lung  von schriftlichen Unterlagen für das Bewerbungsverfahren umfasste. Die An-

sätze der psychosozialen Betreuung wurden bereits unter der Leitung von Prof. 

Burkhard Brosig an der Jugendwerkstatt im Projekt „Jugend im Risiko“ erforscht und 

sollten nun den Jugendlichen an der Hungener Schule zugutekommen. Die Durch-

führung des Elternabends hatte das Ziel, die Eltern stärker in die Prozesse mit ein-

zubeziehen und zu informieren. Eingeladen waren neben der Agentur für Arbeit, 

auch das Jugendamt und Übersetzer aus Migrantenorganisationen um eine erfolg-

reiche Kommunikation zu gewährleisten.  

Zwecks größerer Transparenz hinsichtlich der Angebote speziell für die Gesamtschu-

le in Hungen wurde ein Flyer - „Wegweiser Hungen“ erstellt und am Elternabend ver-

teilt. 

In der Zeit vom 16. April bis zum 04. Juli 2013 fand im Rahmen des Projektes „An-

schlussperspektive“ an der Gesamtschule in Hungen die Berufsorientierung statt. 

Angeboten wurde diese als Wahlfach explizit für Jugendliche, die noch keine klaren 

Perspektiven nach der Schule hatten. Begleitet wurde sie von den Mitarbeitern der 

Familienpsychosomatik der Kinderklinik des UKGM. Es haben insgesamt 17 Jugend-

liche an dem Projekt teilgenommen, einer hat bereits währenddessen einen Ausbil-

dungsplatz gefunden, 5 konnten in Zusammenarbeit mit dem Berufsberater der 

Agentur für Arbeit direkt in Maßnahmen und Praktika weitervermittelt werden. Die 

übrigen 11 Schülerinnen und Schüler besuchen weiterhin die Gesamtschule wurden 

aber auf die Ausbildungssuche im deren letztem Schuljahr vorbereitet. 

Im August 2013 wurde in Rahmen der Kooperation mit der Jugendwerkstatt das Pro-

jekt „Brücke zu Ausbildung und Beruf“ ins Leben gerufen. Dieses Angebot wird an 

unversorgte Jugendliche aus dem Landkreis Gießen gerichtet, die die allgemeinbil-

dende Schule abgeschlossen, aber keinen Ausbildungsplatz gefunden haben oder 

keine weiterführende Bildungseinrichtung besuchen und Unterstützung bei der Kom-

petenzklärung und Berufsorientierung benötigen.  
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Für sie wird vom 28. Oktober 2013 - 8. November 2013 eine zweiwöchige Präsenz-

veranstaltung zur Kompetenzfeststellung und Perspektivenplanung organisiert. Die 

Teilnehmenden dieser Veranstaltung werden im Vorfeld in Zusammenarbeit mit ver-

schiedenen Kooperationspartnern (Agentur für Arbeit, Jobcenter, Kirchengemeinden, 

Jugendzentren, Streetworkern, Schulsozialarbeitern, Jugendgerichtshilfe) über die 

Veranstaltung informiert und zur Teilnahme motiviert. Während der Präsenzphase 

können die Jugendlichen zwischen verschiedenen Workshops (Theaterworkshop, 

DJ-Workshop, Wing-Chun-Workshop, Graffiti-Workshop, Eventmanagement-AG, 

Catering-Workshop, handwerkliche Projekte) wählen und auf niedrigschwellige Art 

und Weise die eigenen Fertigkeiten erproben. Die Ergebnisse der Workshops wer-

den am 08. November 2013 in einer Abschlussveranstaltung präsentiert, die unter 

Einbeziehung der Teilnehmenden organisiert wird. Zu dieser Veranstaltung werden 

auch die Eltern der Jugendlichen eingeladen, um diese in die Perspektivenentwick-

lung ihrer Kinder einzubeziehen. Während der Präsenzphase werden bis zum  

30. November 2013 psychologische und berufsberatende Einzelgespräche angebo-

ten und Termine mit der Berufsberatung der Agentur vereinbart. Die Berufsberatung 

wird angefragt, ob ein/e Vertreter/in an der Abschlussveranstaltung teilnimmt und 

über die Angebote der Behörde berichtet. Das Projekt wird evaluiert, die Ergebnisse 

werden kommuniziert. 

Ziele: Die Teilnehmenden sollen Motivation zum Ausprobieren entwickeln, Neigun-

gen und Kompetenzen erkennen und für weiterführende Angebote zur Perspektiven-

planung motiviert werden. Nach Möglichkeit soll eine Vermittlung in weiterführende 

Beratungsangebote/Maßnahmen erfolgen. 

 

In der Modellmaßnahme soll erprobt werden, wie die optimale Betreuung aussehen 

könnte. Wir haben Ansätze bereits sowohl bei „Aktiv in der Region“ als auch bei 

„Schulverweigerer“ ausprobiert und wollen nun unsere Kompetenz bündeln. Geplant 

ist anschließen eine rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit und Übergabe an 

den passenden Ansprechpartner. 
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Am 9. Oktober 2013 wird die Fachtagung der Initiative JUGEND STÄRKEN stattfin-

den. Diese hat sich zum Ziel gesetzt, Experten und verschiedenste Akteure mit dem-

selben fachlichen Hintergrund auf einer Veranstaltung zusammenzuführen und der 

Frage, was die nächsten Schritte im „optimalen Übergang“ sein können, nachzuge-

hen. 

Im ersten Block der Veranstaltung werden die Arbeit und Ergebnisse von JUGEND 

STÄRKEN präsentiert. Die eigene Ergebnispräsentation und die der Kooperations-

partner sollen einen umfassenden Überblick über die Ergebnisse und eventuelle 

Probleme gewährleisten, aber auch neue Handlungsoptionen und Anregungen eröff-

nen können.  

Die Impulsvorträge zum Thema der rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit und 

zum optimalen Übergang, sollen alle Akteure zum aktuellen Wissenstand zum Über-

gang von Schule in den Beruf informieren.  

Den zweiten Block der Veranstaltung stellen die Arbeitsgruppen dar.   

Jede Arbeitsgruppe wird von einem Experten geleitet.  

AG1 : Psychosoziale Probleme : Prof. Dr. Brosig (UKGM- Familienpsychosomatik 

Gießen) 

AG2: Rechtsübergreifende Zusammenarbeit : (Rambøll) 

AG3: Übergangsmanagement: Prof. Dr. Friese (Professur Berufspädagogik, JLU- 

Gießen) 

AG4:  Optimale Maßnahme : (Herr Balser, Jugendwerkstatt) 

Ziel ist auch hier, die Informationen aus dem Fach- und Impulsvortag mit Erfahrun-

gen aus dem eigenen Arbeitsbereich zu verknüpfen und diese auf neue Erkenntnisse 

und Empfehlungen zu übertragen. Die Kombination aus Fachvorträgen und Arbeits-

gruppen ist ideal um sich auszutauschen, Strategien zu entwickeln, Probleme sicht-

bar zu machen (eventuell auch zu lösen) und um voneinander zu lernen. 

 

Der Abschussbericht des Modellprogramms wird am 21. November 2013 an den Ju-

gend- und Sozialdezernenten übergeben.  


